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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Frau Dr. Neumeister, 
Frau Schleicher, Braun, Dr. Hammans, Burger, Rollmann und der Fraktion 
der CDU/CSU 

zur Beratung der Großen Anfrage betr. Situation des Gesundheitswesens in der 
Bundesrepublik Deutschiand der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein- 
Hohenstein, Frau Dr. Neumeister, Frau Schleicher, Braun, Dr. Hammans, Burger, 
Roiimann und der Fraktion der CDU/CSU 

- Drucksachen 7/2421, 7/3322 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Gesundheitserziehung 

1. Die Bundesregierung wird auf gefordert, im Interesse 
einer optimalen Gesundheitsinformation und Gesund- 
heitserziehung der Bevölkerung durch gesundheitsge- 
rechtes Verhalten sowie der Umwelthygiene die Bun- 
desländer aufzufordern, in allen Schulen das Fach 
Gesundheitskunde verbindlich einzuführen; 

2. gemeinsam mit den Bundesländern zu prüfen, ob ein 
Berufsbild eines Gesundheitserziehers (Gesundheits- 
beraters) geschaffen werden soll, um in Schulen, Kurauf- 
enthalten sowie im außerschulischen Bereich zusätzlich 
Beiträge zur verbesserten Gesundheitsbildung leisten 
zu können; 

3. die Verbindung der im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit zusammengefaßten Bereiche zu 
nutzen, um die Zuständigkeit für die Bereiche Familie 
und Jugend stärker als bisher für die Verbesserung der 
Gesundheitsbildung einzusetzen; 

4. zu prüfen und dem Bundestag bis zum 31. Dezember 
1975 zu berichten, ob die Gesundheitsinformation, 
-beratung, -aufklärung und -erziehung optimal in einer 
Bundesanstalt wie der Bundeszentrale für gesundheit- 
liche Aufklärung durchgeführt werden kann oder ob 
andere Organisationsformen durch Einschaltung anderer 
Institutionen und freier Verbände geeigneter sind, diese 
wichtigen Verbesserungen durchzuführen. 
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II. Optimale Koordinierung ärztlicher Gutachterdienste 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen 
Bundestag bis zum 31. Dezember 1975 Vorschläge für 
eine optimale Koordinierung der ärztlichen Gutachter- 
dienste vorzulegen. Dabei soll eine Änderung der ein- 
schlägigen gesetzlichen Vorschriften ebenso geprüft 
werden wie eine Reform der bisherigen Verwaltungs- 
praxis der Gutachterdienste, nämlich des 

— vertrauensärztlichen Dienstes der Krankenkassen, 

— Gutachterdienstes der Rentenversicherungen, 

— arbeitsamtsärztlichen Dienstes, 

— Begutachtungswesens im Bereich der gesetzlichen 
Unfallversicherungen, 

— versorgungsärztlichen Dienstes. 

2. Ziel der Vorschläge sollte die für den Versicherten und 
Bürger optimale Koordinierung der bestehenden Dienste 
sein, um 

— divergierende Beurteilungen gleicher Tatbestände 
zu vermeiden, 

— Doppel- und Mehrfachbegutachtungen auszuschalten, 
— Doppel- und Mehrfachkosten zu ersparen, 

— Leistungsfragen einschließlich einer vorläufigen 
Erfüllung von Versichertenansprüchen schneller zu 
klären, 

— gegenseitige Benachrichtigung durch Verwertung 
von Vorunterlagen zu gewährleisten, 

— dadurch divergierende Beurteilungen ärztlicher Sach- 
verständiger außergerichtlich abklären zu können. 

3. Die Vorschläge sollen das Vorbild der Bundesarbeits- 
gemeinschaft für Rehabilitation berücksichtigen, wonach 
für alle ärztlichen Gutachterdienste eine Koordinierungs- 
instanz geschaffen werden könnte, die für eine optimale 
Koordinierung der einzelnen organisatorisch weiterhin 
selbständigen und aufgrund verschiedenartiger Rechts- 
vorschriften tätig werdenden Gutachterdienste zu sor- 
gen hätte. Diese in Selbstverwaltung unter Beteiligung 
von Gewerkschaften, Arbeitgebern und Ärzten arbei- 
tende Koordinierungsinstanz hätte insbesondere darauf 
hinzuwirken, daß 

— die einzelnen Gutachterdienste im Interesse der Ver- 
sicherten und in enger Zusammenarbeit mit den 
behandelnden Ärzten im Einzelfall Ärzte mit speziel- 
len Kenntnissen und Erfahrungen hinzuziehen, 

— die bei den Begutachtungen gesammelten Erfahrun- 
gen im Wege gegenseitiger Unterrichtung ausge- 
tauscht werden, 

— die Entwicklung der Wissenschaft und Technik im 
gesamten Bereich des ärztlichen Gutachterwesens 
beobachtet und statistisch ausgewertet wird. 
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— Forschungsaufträge und andere wissenschaftliche 
Arbeiten angeregt und gefördert werden, 

— der Bedarf an Einrichtungen der Gutachterdienste 
ermittelt und Vorschläge zur Befriedigung dieses 
Bedarfs erstellt werden, 

— Empfehlungen gegeben werden, zur nachhaltigen 
Berücksichtigung der modernen Erkenntnisse der 
Prävention, Rehabilitation und aller Gebiete der 
Sozialmedizin sowie von Umwelteinflüssen und der 
Wirkungen des Arbeitslebens auf die Gesundheit 
der Versicherten. 


III. Neugestaltung des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern dafür Sorge zu tragen, daß mög- 
lichst bald weitgehend aufeinander abgestimmte, ein- 
heitliche Ländergesetze für das öffentliche Gesund- 
heitswesen geschaffen werden. 

2. Dabei ist darauf hinzuwirken, daß der öffentliche Ge- 
sundheitsdienst künftig für junge Arzte dadurch attrak- 
tiver wird, daß dieser 

— nicht mehr isoliert neben der ambulanten und statio- 
nären ärztlichen Versorgung als sog. dritte Säule, 
sondern als Grundstufe in einem funktionellen Ver- 
bund der Gesundheitsversorgung konzipiert wird; 

— als Grundstufe für den Gesundheitsschutz großer 
Gruppen oder der Gesamtbevölkerung, für die Pla- 
nung der Gesundheitserziehung und die Gesund- 
heitshilfe zuständig wird, worauf als weitere Ver- 
sorgungsstufen die ambulante und die stationäre 
Versorgung mit einem wesentlichen Teil der Spe- 
zialdisziplinen aufbauen; 

— dabei die Aufgaben der Seuchenbekämpfung, Lebens- 
mittelkontrolle, Hygiene ebenso wahrzunehmen hat 
wie die der Schaffung von Instrumenten für die 
Planung einer wirksamen Gesundheitserziehung 
sowie Aufgaben in der Gesundheitshilfe, z. B. für 
Behinderte, für Tuberkulöse und im sozialpsychia- 
trischen Dienst, die das Zusammenwirken verschie- 
dener Berufe, insbesondere von Arzt und Sozial- 
arbeiter, erfordern; 

— Besoldungsregelungen, z. B. im Rahmen von Sonder- 
laufbahnen, vorsieht, die der spezifischen Eigenart 
ärztlicher Berufsausübung und Verantwortung ange- 
messen sind. 

3. über das Ergebnis ihrer Bemühungen soll die Bundes- 
regierung dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezem- 
ber 1975 berichten. 
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VI. Verbesserung von Maßnahmen im Krankenhauswesen 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, in- 
wieweit Einrichtungen z. B. Pflegeheime oder Sozial- 
stationen für die Entlastung der Krankenhäuser und zur 
Senkung der Verweildauer künftig in Anspruch genom- 
men werden können; dabei ist auch zu prüfen, inwieweit 
Krankenhäuser, die nicht mehr in den Krankenhaus- 
bedarfsplan gemäß § 6 KHG aufgenommen werden, für 
diesen Zweck genutzt werden können. Ebenso ist zu 
untersuchen, inwieweit eine Verwendung dieser Ein- 
richtungen für die Verbesserung der ärztlichen Versor- 
gung z. B. durch Schaffung von Praxiskliniken oder 
Praxisgemeinschaften in Betracht kommt; 

2. so bald wie möglich von § 26 KHG Gebrauch zu machen; 
durch ein Modellvorhaben ist zu untersuchen, inwieweit 
durch eine Änderung des geltenden vollpauschalierten 
und gleichbleibenden Pflegesatzes ein Beitrag zur 
Kostensenkung im Krankenhausbereich bewirkt werden 
kann (z. B. durch Einführung des degressiven Pflege- 
satzes oder einer Fallpauschale); 

3. zu veranlassen, daß zur Verbesserung der psychiatri- 
schen Versorgung der Bevölkerung im Rahmen des 
§ 23 Abs. 2 KHG die notwendigen finanziellen Förde- 
rungsmittel gegebenenfalls durch Umschichtung für 
psychiatrische Einrichtungen bereitgestellt und aus- 
gebaut werden; 

4. unverzüglich gern. § 7 Abs. 4 KHG die Rechtsverord- 
nung für die Einrichtung eines Beirates zu erlassen, 
der dem Ausschuß für Fragen der wirtschaftlichen Siche- 
rung für Krankenhäuser in Fragen allgemeiner Grund- 
sätze für ein bedarfsgerecht gegliedertes System lei- 
stungsfähiger Krankenhäuser zur Seite steht; 

5. die nach den §§27 und 28 KHG vorgesehenen Rechts- 
verordnungen zu erlassen, damit Krankenhäuser und 
Sozialleistungsträger im jeweiligen Erhebungszeitraum 
nach einheitlichen Kriterien die Angaben erstellen kön- 
nen, die für die Aufstellung allgemeiner Grundsätze 
eines bedarfsgerecht gegliederten Systems leistungs- 
fähiger Krankenhäuser erforderlich sind; 

6. die zur Zeit bestehende Unsicherheit bei den Kranken- 
hausträgern hinsichtlich der Finanzierung der Kranken- 
pflegeschulen nach dem 31. Dezember 1978 zu beseitigen 
und deswegen den Gesetzentwurf zur Reform der Kran- 
kenpflegeberufe unter Beachtung des Grundsatzes einer 
praxisnahen Ausbildung noch in diesem Jahr vorlegen. 

Im Hinblick auf die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen 
sind die im Bereich des Krankenhauswesens bis zum 31. Dezem- 
ber 1975 vorzulegenden Ergebnisse zum Bestandteil eines 
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Gesamtkonzepts über die Kostendämpfung im Gesundheits- 
wesen in Zusammenarbeit mit den Ländern und allen Einrich- 
tungen des Gesundheitswesens zu machen. 


Bonn, den 4. Juni 1975 


Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Frau Dr. Neumeister 
Frau Schleicher 
Braun 

Dr. Hammans 

Burger 

Rollmann 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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